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Paris will einen französischen 
Islam  
FRANKREICHS ISLAM-DEBATTE NACH DEN TERRORANSCHLÄGEN VON 2015/2016 

Die Terroranschläge von 2015 und 2016 
haben in Frankreich zu einem Wende-
punkt in der Islam-Debatte geführt. Auf 
Initiative der französischen Regierung soll 
eine „Stiftung für den Islam Frank-
reichs“ nun die Beziehungen zwischen der 
laizistischen Republik und der zweitgröß-
ten Religionsgemeinschaft des Landes re-
geln. Initiativen in diesem Bereich gibt es 
bereits seit über drei Jahrzehnten, sie wa-
ren jedoch nicht immer zielführend und 
spiegeln das Unverständnis einer zuneh-
mend säkularen Gesellschaft gegenüber 
besonders religiös erscheinenden Musli-
men wider.  

Eine faktenbasierte gesellschaftliche und 
politische Auseinandersetzung ist auch 
dadurch erschwert, dass es statistische Da-
ten über Religionsgemeinschaften aufgrund 
des strikten Neutralitätsgebots der laizisti-
schen Französischen Republik nicht gibt. So 
ist  etwa unbekannt, wie viele Muslime in 
Frankreich leben. Die Schätzungen liegen 
zwischen 3 und 8 Millionen. Frankreich muss 
nun dringend die Beziehungen zu seiner 
zweitgrößten Religionsgemeinschaft regeln, 
will es eine gesellschaftliche Spaltung ab-
wenden. 

Französischer Staat und Islam:  
Eine Bestandsaufnahme  

Die Beziehungen des französischen Staates 
zum Islam beginnen nicht erst mit der An-
werbung von maghrebinischen und türki-
schen Arbeitskräften während der „Dreißig 
Glorreichen Jahre“, der Zeit des wirtschaftli-
chen Wohlstands zwischen 1955 und 1985, 
sondern sind eng mit der französischen Ko-
lonialgeschichte verwoben, die heute wiede-
rum zu Teilen das schwierige Verhältnis 
junger französischer Muslime zur Republik 
erklärt. Die Kolonialzeit in Algerien, die Pro-
tektorate in Tunesien und Marokko sowie 
die Verwaltungsmandate in Syrien und dem 
Libanon haben de facto ab dem 19. Jahr-
hundert Millionen von Muslimen unter fran-
zösische Verwaltung gestellt. Durch den 

Ersten Weltkrieg betraten 600 000 Muslime 
als marokkanische Goumiersi und Senegal-
schützen den französischen Boden, was in 
späteren Jahren zu einer ersten institutio-
nellen Anerkennung, wie zum Beispiel den 
Bau der Großen Moschee von Paris im Jahr 
1926, führen sollte.  

Die Arbeitsmigration während der Wirt-
schaftswunderjahre, die sich auf den Groß-
raum Paris, Lyon, Marseille, die Minen im 
Norden und Osten Frankreichs konzentrier-
te, zog ab den 1970er Jahren einen ver-
stärkten Familiennachzug nach sich. Wäh-
rend der Islam im Verlauf der „Dreißig Glor-
reichen Jahre“ vor allen Dingen einer 
Selbstorganisation in der Arbeiterwohnhei-
men unterstand, da die Arbeitskräfte das 
nationale Zugehörigkeitsgefühl zu ihrer 
Heimat nicht verlieren sollten, entwickelte 
sich nach dem Zuzug der Familien ein vom 
Staat autonomer Islam in den Quartiers der 
Französischen Republik, der sich bis heute 
bemerkbar macht.  

Der wachsende Islamismus während des 
algerischen Bürgerkriegs in den 1990er Jah-
ren, der zunehmend auch Frankreich be-
drohte, und der erste Schulverweis von ver-
schleierten Schülerinnen in der Stadt Creil 
im Jahr 1989, schärften den französischen 
Blick für die gesellschaftspolitischen Heraus-
forderungen, die der Islam für den laizisti-
schen Staat Frankreich mit sich bringt. Zu-
nehmend wurde ein Islam der Institutionen 
etabliert, der jedoch aufgrund der Debatte 
darüber, was ein laizistischer Staat leisten 
kann, soll und darf, bis heute auf wackeli-
gen Beinen steht.  

Wie in Deutschland mangelt es an verbindli-
chen Ansprechpartnern auf Seite der Musli-
me. Zwar wurde im Jahr 2003 der französi-
sche Islamrat (Conseil français du culte 
musulman – CFCM) gegründet und gilt seit-
her als offizieller, vom französischen Staat 
anerkannter Teilrepräsentant der französi-
schen Muslime. Gleichzeitig geben jedoch 
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nur ein Drittel der in Frankreich ansässigen 
Muslime an, den CFCM zu kennen und nur 
12% fühlen sich von diesem vertreten. Teil 
des CFCM ist die umstrittene Union der is-
lamischen Organisationen Frankreichs 
(UOIF), die aufgrund ihrer Nähe zur Mus-
limbruderschaft eine heftige Kontroverse in 
der französischen Öffentlichkeit über den 
Platz islamischer Verbände im laizistischen 
Frankreich ausgelöst hat. 

Frankreich ist in den letzten Jahren über 
verschiedene Teilaspekte der Islamdebatte 
gestolpert, hat das Kopftuchverbot in Schu-
len von 2004 im Jahr 2009 auf ein Ver-
schleierungs-Verbot im öffentlichen Raum 
erweitert. Die Debatten waren ein Ritt auf 
der Rasierklinge, so ist im Gesetzestext we-
der die Rede von Islam noch von Burka o-
der Nikab, sondern von sicherheitsrelevan-
ten Aspekte von Gesichtsschleiern und Mas-
ken. Zwischen den Zeilen ist das Gesetz je-
doch als Aufforderung an die muslimische 
Bevölkerung zu werten, das französische 
Grundprinzip der Gleichheit zwischen Mann 
und Frau nicht in Frage zu stellen. Immer 
wieder flackert die Debatte über Halal-
Gerichteii in französischen Schulkantinen 
auf, auch im derzeitigen Wahlkampf wurden 
bereits erhitzte Debatten über dieses Thema 
geführt. Aufgrund des strikten Laizismus 
fehlen verbindliche Umfragen, wie die fran-
zösischen Muslime zur Burka stehen und ob 
sie sich Ersatzgerichte für ihre Kinder wün-
schen.  

Eine Studie des privaten Forschungsinstituts 
Montaigne könnte hier nun Abhilfe verschaf-
fen.iii Die Studie geht von einem muslimi-
schen Bevölkerungsanteil von 5,6% aus. 
Der Anteil der Muslime an der französischen 
Bevölkerung sei dementsprechend bisher 
deutlich überschätzt worden. Bei den unter 
25jährigen geben jedoch 10% an, islami-
schen Glaubens zu sein. 

Neue Erkenntnisse über muslimisches Le-
ben in Frankreich  

Weder rosa noch schwarz, so lassen sich die 
Erkenntnisse der im September 2016 er-
schienenen Studie zusammenfassen. 46% 
der französischen Muslime bezeichnen sich 
als säkularisiert, 25% beschreiben sich als 
gläubig und fromm, lehnen aber die Vollver-
schleierung ab. Eine Mehrheit der Muslime, 
so ist festzuhalten, steht dementsprechend 
nicht im Konflikt mit den Grundprinzipien 
des laizistischen Staates. Gleichzeitig gaben 
28% der Befragten an, dass sie die Werte 
ihrer Religion vor die Werte der Republik 
stellen.  

Diese Gruppe stellt nicht nur für den laizisti-
schen Staat Frankreich eine Gefahr dar, 
sondern birgt allgemein ein hohes Sicher-
heitsrisiko für das Land. Eine Abwendung 
von den republikanischen Werten könnte 
sich in Form von erneuten Terroranschlägen 
niederschlagen. Besonders stark ist die 
Gruppe bei jungen Muslimen vertreten, sie 
machen die Hälfte der Kohorten aus, was 
wiederum bestätigt, dass es zu einer Inten-
sivierung der religiösen Identität bei den 
unter 40jährigen kam und junge Muslime 
sich tendenziell weniger mit dem französi-
schen Staat verbunden fühlen, obwohl sie 
vielfach seit ihrer Geburt Franzosen sind. 
Unweigerlich stellt die Studie die Frage, ob 
es nicht gerade die dritten Generationen der 
Migranten sind, die in Frankreich durch das 
Integrationsraster gefallen sind. Die Gruppe 
ist so des Weiteren besonders stark bei Per-
sonen in prekären Arbeitsverhältnissen zu 
finden. Sicherlich ist die Kausalkette Vorort-
Integrationsdefizit-Parallelgesellschaft-
Islamismus ein zu vereinfachtes Modell. 
Gleichzeitig können parallelgesellschaftliche 
Strukturen Ansatzpunkte für die Entstehung 
islamistischer Milieus sein.  

Die Islamdebatte in Frankreich konzentriert 
sich bislang vielfach auf die Themen Halal-
Lebensmittel und Kopftuch. Laut der Studie 
des Instituts Montaigne kaufen 70% der Be-
fragten ausschließlich Produkte, bei deren 
Herstellung die Einhaltung von Halal-Regeln 
sichergestellt ist, lediglich 6% kaufen nie-
mals Halal-Lebensmittel. Der Konsum dieser 
Lebensmittel scheint von den Muslimen in 
Frankreich zum Marker für die soziale Zuge-
hörigkeit geworden zu sein und dies auch 
unter den Muslimen, die als säkularisiert 
einzuordnen sind. Der Konsum von Halal-
Lebensmittel symbolisiert also vorrangig 
eine Lebensart und erst dann eine Bekennt-
nis zum islamischen Glauben. Nichtsdestot-
rotz wünschen sich 80% der praktizierenden 
und 67% der „Kulturmuslime“, dass in der 
Schulkantine ein Halal-Gericht angeboten 
wird. Zwei Lehren sind aus diesen Umfrage-
ergebnissen zu ziehen: Die Halal-Debatte ist 
anders als vermutet keine Geisterdebatte, 
sondern benötigt verbindliche Regeln auf 
staatlicher Ebene. Gleichzeitig ist die Ver-
bundenheit der französischen Muslime zu 
dieser Praxis keineswegs als Indikator für 
einen religiösen Fundamentalismus zu wer-
ten.  

Die Kopftuchdebatte spaltet die muslimische 
Gemeinde hingegen viel stärker. 60% der 
praktizierenden Muslime gaben an, es sollte 
es Schülerinnen gestattet sein, in der Schu-
le ein Kopftuch zu tragen. Bei den „Kultur-
muslimen“ unterstützen lediglich 37% diese 
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Forderung. Des Weitern lässt sich ein deutli-
cher Unterschied zwischen Männern und 
Frauen feststellen: 26% der muslimischen 
Männer lehnen das Tragen eines Kopftuches 
ab, bei den weiblichen Befragten sind es nur 
18%. 28% der muslimischen Frauen gaben 
zudem an, eine Vollverschleierung zu ak-
zeptieren. In der Praxis tragen zwei Drittel 
der „Kulturmusliminnen“ nie ein Kopftuch.  

Auch wenn der Prozentsatz der Kopftuch-
trägerinnen bei den 15-25jährigen zehn 
Prozentpunkte unter dem der 25-50jährigen 
liegt, ist dies nicht als Abwendung der jun-
gen Generationen vom Kopftuch zu werten. 
Eine Mehrheit der Kohorten dieser Alltags-
gruppe spricht sich für die Autorisierung des 
Kopftuches in Lehranstalten aus, akzeptiert 
aber die Regeln des laizistischen Staates 
und somit das Kopftuchverbot in Schulen.  

Eine große Mehrheit (92,5%) der Befragten 
ist damit einverstanden, vom anderen Ge-
schlecht ärztlich behandelt zu werden und 
88% geben dem anderen Geschlecht bei der 
Begrüßung die Hand. Auch in diesem Hin-
blick ist pauschal keine Radikalisierung ei-
nes Teils der muslimischen Bevölkerung 
Frankreichs zu diagnostizieren.  

Gleichzeitig geben aber 30% der Befragten 
an, die in Frankreich gängige Begrüßung 
des Wangenkusses zu vermeiden, 33% ge-
hen nicht ins gemischte Schwimmbad. Es ist 
zu hinterfragen, ob diese Vorbehalte Indiz 
für eine fortschreitende Distanzierung von 
den Werten der französischen Republik sind.  

Nach den Terroranschlägen von 2015 und 
2016 standen insbesondere die Finanzie-
rung französischer Moscheen durch das 
Ausland und die Präsenz ausländischer 
Imame in der Kritik. Es ist jedoch festzuhal-
ten, dass 30% der Muslime nicht in die Mo-
schee gehen und weitere 30% nur zu den 
großen islamischen Feiertagen: 60% der 
Muslime haben somit keine und nur eine 
distanzierte Beziehung zu ihrem Gottes-
haus. Eine staatliche Intervention im Be-
reich der Moscheebauten und der Einstel-
lung von Imamen kann dementsprechend 
nur als Teillösung gewertet werden.  

Die Terroranschläge von 2015 und 2016: 
Wendepunkt der Islam-Debatte  

In Reaktion auf die Terroranschläge von 
2015 und 2016 ist eine Islam-Debatte in 
Frankreich entbrannt, die sich auch in den 
Wahlprogrammen für die Präsidentschafts-
wahlen 2017 niederschlagen wird. Der lai-
zistische Staat Frankreich hinterfragt heute, 
ob der Islam der Institutionen, den man ab 
den neunziger Jahren etablierte, den heuti-

gen Anforderungen gerecht wird. Die Islam-
Debatte wurde in dieser Hinsicht immer 
mehr zu einer Debatte über die laizistischen 
Prinzipien der Französischen Republik und 
darüber was der Staat leisten darf, kann 
oder muss. 

Nach dem Anschlag von Nizza und der Er-
mordung eines Priesters in Saint-Etienne-
de-Rouvay (Normandie) forderten Politiker 
verschiedener politischer Lager die Etablie-
rung eines französischen Islams. Einge-
grenzt werden sollen insbesondere die Fi-
nanzierung von Moscheen aus dem Ausland 
und der Einsatz von Imamen ohne Kennt-
nisse der französischen Sprache und Kultur. 
Dies sind keine einfachen Ziele für Frank-
reich, da eine Ausbildung von französischen 
Imamen an staatlichen Universitäten nicht 
dem Neutralitätsgebot des laizistischen 
Staates entspricht. Auch eine Finanzierung 
von Moscheen kann nur indirekt, zum Bei-
spiel durch die Subvention von Bibliotheken, 
Restaurants, Lehrräumen oder Räumen des 
Kulturaustausches, stattfinden.  

Laut eines Berichts des französischen Se-
natsiv befinden sich aktuell 301 Imame aus 
dem Ausland in Frankreich (30 aus Marok-
ko, 120 aus Algerien, 151 aus der Türkei). 
Der Bericht hebt hervor, dass diese Imame 
häufig über keine französischen Sprach-
kenntnisse und sozio-kulturellen Kenntnisse 
über Frankreich verfügen. Ebenfalls sind die 
Imame keiner hierarchischen Struktur un-
terstellt. Einziger Ansprechpartner ist häufig 
die Botschaft des jeweiligen Landes. Hier-
durch entstehen Grauzonen, was die Ausbil-
dung und Einstellung von Imamen betrifft. 

Auch was die Finanzierung aus dem Ausland 
angeht, mangelt es an Transparenz: Die 
Türkei bezahlt zum Beispiel ausschließlich 
die nach Frankreich entsandten Imame, Al-
gerien hat hingegen zusätzlich zu den Ge-
hältern der Imame 2 Millionen € an die Gro-
ße Moschee in Paris überwiesen (2016). Zu 
der Finanzierung aus anderen Ländern gibt 
es kaum Informationen. Aus Saudi-Arabien 
sollen seit 2011 circa 3,7 Millionen € für den 
Bau von Moscheen in Frankreich geflossen 
sein. Gleichzeitig stellte der Senat fest, dass 
die Finanzierung aus dem Ausland weniger 
Platz einnimmt, als vermutet. Das französi-
sche Innenministerium geht davon aus, 
dass 10% der Moscheebauten einer Finan-
zierung aus dem Ausland unterliegen. Häu-
fig finanzieren sich die Moscheen aus den 
Spenden der französischen Muslime. Spen-
den werden wiederum nach dem „Gesetz für 
Vereine von 1901“, das keine Veröffentli-
chung von Jahresberichten und Budgets 
vorsieht, gesammelt.  
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Eine öffentliche Stiftung für den Islam 
Frankreichs und ein beigeordneter Förder-
verein, der die Finanzierung von Glaubens-
stätten kontrolliert, sollen nun Abhilfe ver-
schaffen.  

Stiftung für den Islam Frankreichs  

De facto handelt es sich bei der Stiftung um 
die Wiederbelebung einer Institution, die 
bereits 2005 unter dem damaligen Innen-
minister Dominique de Villepin gegründet 
wurde, der „Fondation pour les Oeuvres de 
l’islam en France“ (Stiftung für die Werke 
des Islams in Frankreich). Die mit einem 
Budget von 1 Million € ausgestattete Stif-
tung blieb 2005 jedoch eine leere Hülle, 
insbesondere auf Grund eines Führungs-
mangels in seinem Verwaltungsrat, in Folge 
der Rivalitäten zwischen den verschiedenen 
muslimischen Verbänden. 

Die Umbenennung der Stiftung in „Fondati-
on pour l’islam de France“ (Stiftung für den 
Islam Frankreichs) ist bezeichnend, denn 
lange Zeit drehte sich die französische De-
batte darum, ob es einen Islam in Frank-
reich oder einen „französischen Islam“ ge-
ben soll. Diese Frage scheint nunmehr ge-
klärt.  

Die Aufgabenteilung zwischen der öffentli-
chen Stiftung für den Islam Frankreichs und 
dem Förderverein orientiert sich an den lai-
zistischen Grundprinzipien. In dem Papier 
heißt das, dass die öffentliche Stiftung vor 
allen Dingen Projekte im Bereich der Bil-
dung, der Kultur und der Jugend finanzieren 
soll. Hierfür sollen der Stiftung jährlich 5 
Millionen Euro zur Verfügung gestellt wer-
den, die von Unternehmen und Privatperso-
nen beigesteuert werden sollen. Nicht finan-
zieren kann die Stiftung die Ausbildung von 
Imamen. In diesem Bereich sollen mit den 
Ministerien für religiöse Angelegenheiten im 
Ausland Verträge abgeschlossen werden, 
die die Voraussetzungen für die Entsendung 
nach Frankreich festlegen, ein Fokus könnte 
hierbei zum Beispiel auf die Sprachkennt-
nisse gelegt werden. Durch die Stiftung 
können dann hingegen eine juristische und 
staatsbürgerliche Fortbildung der entsand-
ten Imame an einer staatlichen Universität 
Frankreichs finanziert werden. 

Der Förderverein soll wiederum auf eigenen 
Beinen stehen, finanziell die theologische 
Ausbildung der Imame unterstützen und als 
Zentralstelle für den Bau von Moscheen die-
nen. Finanzierungen aus dem Ausland wür-
den nach bisherigem Plan durch den Verein 
verwaltet und an die einzelnen Projekte wei-
terverteilt. Zudem ist eine sogenannte Ha-

lal-Steuer geplant, die auf Produkte, bei de-
ren Herstellung die Einhaltung von Halal-
Regeln sichergestellt ist, erhoben werden 
soll. Hier müssen noch die genauen Modali-
täten geklärt werden, denn die Steuer kann 
nicht durch die französischen Behörden er-
hoben werden. Diesen ist es durch das Lai-
zitätsgesetz nicht möglich ist, Steuern zu-
gunsten religiöser Institutionen einzuziehen.  

Nun ist Ausdauer gefragt  

Frankreich hat in der Debatte den richtigen 
Weg gewählt. Im Rahmen der aktuellen 
Diskussionen über die Beziehungen zwi-
schen dem Staat und seiner zweitgrößten 
Religion versucht das Land vor allen Dingen 
festzulegen, was es unter Laizität versteht. 
Es ist zu begrüßen, dass der Staat im Rah-
men der Stiftung für den Islam Frankreichs 
eine Partnerschaft mit den muslimischen 
Verbänden sucht, die den französischen Mo-
scheen die nötige Autonomie gibt, ihren Is-
lam Frankreichs zu etablieren. Die Burkini-
Debatte im Sommer 2016 hat jedoch erneut 
gezeigt, wie stark die Definitionen der Laizi-
tät auseinandergehen. Bricht die französi-
sche Polizei demokratische Werte, wenn sie 
Frauen am Strand dazu zwingt den Burkini 
abzulegen, oder ist der Burkini ein politi-
sches Statement, das die Republik narrt? 
Diese Fragen werden die französische De-
batte noch viele Monate beschäftigen und 
weit über die Wahlkampagnen 2016/2017 
hinausgehen. Die Debatte wird auch ein 
Lackmustest für die Laufrichtung sein, die 
der französische Staat in der Beziehung zu 
seiner zweitgrößten Religionsgemeinschaft 
einschlagen wird.  

Der Islam der Institutionen ist nur ein Teil-
aspekt der muslimischen Identitäten in 
Frankreich und ihr Erfolg hängt stark davon 
ab, ob die französischen Muslime die Stif-
tung anerkennen werden. Radikalisierung 
findet jedoch in Hinterhofmoscheen, im In-
ternet, teilweise ganz ohne Einwirkung is-
lamischer Instanzen statt. Dort, wo Jugend-
liche ihre religiöse Identität weit vor die 
Werte ihres Heimatlandes stellen, kann 
auch keine Halal-Steuer mehr helfen. Hier 
gilt es einen ganzheitlichen Ansatz aus prä-
ventiven und repressiven Maßnahmen zu 
finden und die französische Integrationspoli-
tik von vorne neu zu denken. 

                                                   

i Begriff für die marokkanischen Soldaten, die in 
der französischen Armee dienten.  
ii „Halal“  ist ein Begriff aus dem arabischen Raum 
und bezeichnet alle Dinge und Handlungen, die 
nach den Halal-Vorschriften erlaubt und zulässig 
sind. Dazu gehören auch Lebensmittel und Ge-
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tränke – für sie gelten ganz bestimmte Vorgaben 
bezüglich ihrer Produktion, Verarbeitung und La-
gerung. Verboten und mit dem gegenteiligen Be-
griff „haram“ gekennzeichnet sind etwa Blut, 
Schweinefleisch oder Fleisch, welches nicht nach 
Halal-Ritualen geschlachtet wurde, sowie Rausch-
mittel wie Alkohol.  
iii „Un islam français est possible‟, Rapport Sep-
tembre 2016, Institut Montaigne.  
iv „De l'Islam en France à un Islam de France, éta-
blir la transparence et lever les ambiguïtés, 
‟Rapport d'information n° 757 (2015-2016) - 5 
juillet 2016.  
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